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. 	Erste Durchführungsverordnung 

ilibér die Anmeldung land- und  forstwirtschaft- 
lichen  Grundeigentums 

• vom 15. Januar 1947 

Attf Grund des Artikels XIII des Gesetzes zur Beschaf-
fung von Siedlungsland und zur Bodenreform vom 
15. Glauber 1946 (GVB1. Nr. 32/33 S. 2113) und auf Grund 
der Verordnung fiber Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 
(RGB1... I, S. 723) wird verordnet:  

§4 
4 

Wer nach § 1 -meldepflichtig ist oder am 1. Januar 1945 
meldepflichtig gewesen wäre, ist verpflichtet, bis 15. März 
1947 alle nach dem 1. Januar 1945 getroffenen rechts-
geschäftlichen' Verfügungen über land- und forstwirt-
schaftliches Grundeigentum — ausgenomrnen Belastungen 
mit dinglichen Rechten — der unteren Siedlungsbehörde 
(Kulturamt) nach Art, IV, Abs. 5 des Gesetzes zur Be-
schaffung von Siedlungsland und zur Bodenreform zur 
Prüfung zu melden. 

§1 

Alle natürlichen' Personen und elle juristischen Per- 
- Sonen des privaten und öffentlichen Rechtes,- sowie alle 

pesellSchaften und Gemeinschaften (such Erbengemein.; 
• schalten),  die in Hessen wohnen  oder ihren Sitz haben, 

sind verpflichtet, ihr gesamtes land- und forstwirtschaft-, 
liches  Grundeigentum (gesChlossene Betriebe und ,Streu- 

- parzelleri) einichließlith der Verpachteten Flächen unter 
Verwendung des  amtlichen Vordruckes bis 15. März 1147 
beim Bürgermeister ihres Wohnortes; juristisehe Personen, 
Gesellschaften und Gemeinschaften beim Bürgermeister 
'der Gemeinde, in der die Verwaltung geführt wird, an-

- "zumelden, wena ihr land- und forstwirtschaftliches Grund-
, 'eigentim einschließlich des verpachteten 100 -  ha und 
° mehr umfaßt, 

Der  Bürgermeister leitet die Meldung fiber den Land-
" rat an din untere SiedlungSbehörde . weiter.• 

• i 
Hat der • Eigentümer derartigen land- oder forstwirt-

schaftlichen Grundvermögens seinen Wohn.śitz oder Sitz 
nicht  in Hessen; dann ist der Pächter oder Verwalter 
verpflichtet, das gesamte von ihm gepachtete Oder ver-
Waltete land- und forstWirtSchaftliche, in Hessen befind-
liChe Gral,ndeigentum beim Bürgermeisterseins Wohn-
ortes anzumelden,  der die Anmeldung wie entsprechend 
§ 1 weiterteitet. . . 

3 
Sind  landwirtschaftliche Betriebe oder Flurstilcke .  auf 

Grund der Verordnung zur Sicherung der Landbewirt-
scb.aftung  von 23. März 1937 (RGB1. I, S. 422) einem 
Trenhänder oder Pachter übergeben, so liegt die Melde- , 

. pflicht nach i§ 1 'mld 2 demi Treuhänder oder Pächter ob. 
. 	 • 	 ' „. 	 , 	 • 	 '-'  

5 • 

,Wer vorsätzlich  oder fahrlässig eine Meldung, zu der 
er nach den §§ 1 bis 4 verpflichtet ist, ganz oder teil-
weise unterläßt oder unrichtige oder unvollständige  An- 

kunftspflicht vorn 13. Juli 1923 (RGB1. I, S. 723) bestraft. 
gaben macht, wird nach § 6 der Verordnung über Ans- 

6 
. Die Verordnung tritt mit ihrer VerkiinclUng in Kraft. 

• Wiesbaden, 1$. Januar 1947. 

Der—Minister für Ernährung . und Landwirtschc,ft: 
Lorberg. 

Der Minister der Justiz: 
Zinn 

Zweite  Durchführungsverordnung 
vom 17. Februar 1947' 

zum Gesetz zur Beschaffung von Siedlungsland 
und zur Bodenreform 

(G. S. B.) 
vom 15. Oktober 1946 

§„ 

-(1) Siedlungsbehörden im Sinne des Gesetzes sind: 
a) der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und 

Forsten (Lândeskulturabteilung) als obere Siedlungs-
behörde; 

b) die diesem fachlich und personell unmittelbar unter-
stellten Kulturämter und Feldbnreinigungslimter als 
untere Siedlungsbehörden. 

Gesetz. und Verordtánngsbtatt filr das Land gessen . 

(Vieizehntet Tag nach Ablaut des Ausgabetages: 19. März 1947.) , 
• 
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• 

(2) Die Siedlumnbehördansellen /bre Attdgaben in eager 
Fehlungriahme mit anderen Stellen, insbesondere mit den 
Landräten. und Fllichtlingskommissexen sowie mit den in 
Kreisen und Gemeinden bestehenden laedwirischaftlichen 
Ausschüssen lösen. 

(3) Bei der oberen Stedlungsbeleirde wird eine Search-
stale iirrichtet. Sie is  für die ihr in der Verordnung zu-
gewlesenen. Entscheidungen zuständig. Die Spruchstal!e2 
ist besetzt mit  fünf Mitgliedern. Der  Vorsitzende und.sein 
Stellvertreter sollen, zum niehienimi befähigt sein.- Die 
Anderen .Mitglieder und ihre Stellvertreter werden vom 
Landtag gewählt _wed rom Minister für Landwirtschaft, 
Ernthrung und Forsten aut die Darer von Vier Mirem 
berufen. Zwei von ihnen niessme den iandelagabepflieh- 

Grundeigenitimern, einer mull den in -Artikel r des 
Gesetzei genannten Landbewerbern angehnren. 

(4) Die Spruchstelie fällt ihre Eptecheidungen -mit Stint-
menmehrheit- 

§ 2 

(1) Der Vorstehet des Kulturamtes oder elit anderer vom 
Minister für Landwirtschatt, Ernährung und Forsten 
(Landeskulturabtellu,n-g) beauf -agter Bea.mter, der Laedes-
kulturbehörde kann Grundsteckekaufvertrage dber Grtmd-
stecke, die nach Artikel I  des Gesetzes Verseendung fin-
doe beurkun.den und die rdr Auflassung erforderlichen 
Erklarungen entgegennehmen. 

(2) 3:)$e von den Beamten bearkundeten Vertrage und. 
aufgenernmene.n Verhandlungen elektem. deneterIchtlichen 
otter notariellen tIrkunden urtd. Verhandlungen gleich, 
wenn sie in der für Geridete .  vemeschriebenen RYM) 
aufgenommen und unter Bezugnahme auf 	rteitten 
Auftrag als SiedIungssachen bezeichnet. werden. 

- § 3 
Fiár die Durchführung der Siedlungsmeenahmen ist die 

untere Siedlungsbehörde strehlieth und &nikli zuständig, 
in deren Bezirk das Grundeigentum des Abgabepflichtigan 
liegt. Befindet sich das GrundeLgentum de sielbent Eigen-
tümers bi den Bezirken mehrerer unterer Siedlungs-
behörden, dann wird_die Zuständigkeit durch den Wehrte 
sitz des Eigentümers oder den Sits der Verweltaing be-

.stimmt, sofern diese In Hessen liegen. In Zwelfelsfällen 
batimmt die obere Siedlungsbehörde die zustancliee 
untere Siedlungsbehörde. 

§4 

(1) Gemeinnützige Siedluegsunternehriien im Sinne des 
Gesetzes sind die bestehenden provinziellen Siedlunge: 
gesellschaften. Soweit es  sieh  ' um die Landbesehaffung 
gemAI3 Artikel I, 1 handelt, kann der Minister ftir Land-
wirtschaft, Ernährung und  Forsten auch Kreise, Gemefn-
den oder Genossenschaften für , den Umfang eines Kreises 
oder einer  Gemeinde als gemeiniletzige Siedlungsunter-
nehmen zulassen, Die Siedlungstrager unterstehee der 

"Aufsicht des Ministers fax  Landwirtschaft,. Ernährung 
und Forsten alp obere Siedlungsbehörde.. 

(2) Die unteren Siedlungsbeleirden gelten ebenfalls als 
gemeinnützige Siedlungsunternehmen in Sinne des Ge-
seizes., • 

- ' - § 
(1) Vordringlieh ist. die Beschaffung von Garten- und 

Bauland gemen Artikel I, Absatz 1. Der  hierfür zur Zeit 
notwendige Bedarf ist  von' den `Gemeinden beseblerenigt 
zu ermitteln. Er kann vorlanfig von dem Siedlungsunter-
nehmen im Wege der Verpachtung auf haze raft Aus-
eicht  auf  die tbertragung  zuEigentem befriedigt werden, 
falls die tYberla,ssung. zit Eigentum noch tieht meek- 

erscheint. 
(2) Auf freiwiflige Abgabe,  ist hinzuwirken. Gelingt ate 

flieht und ist in der Gemeinde anderweitig keie geeignetes 
Land abgabepflichtig oder verfügbar, dann beantragt in 
den Fallen des Artikels W Absatz 3 u. 4 der Landrat 
(Oberbürgermeister)  "bef der unteren Siedlungsbehörde 
Enteignting. 	- 

e 
"(1) pre in Artikel II genannten Ländereien sind vorwle-

gend ffir die landwirtschaftliche Nensiedlung zu verwen-
den. Soweit frühere Eigentiemer von Wehrmachtsgelände 
Anspreehe auf Rückgabe erheben, können sie als An-
liege.reledler reir dann  Berücksichtigung finden, wenn ihre 
Benriebe infolge erzwungener Landabgabe keine eigene 
Ackernahrung mehr darstellen. 

(2) Beschlagnahmtes Eigentine gernaft Ariami rt Ab-
Satz 2  dürfen Verwandte der Entebentien fluz erwerben, 
wenn Stit.es selbst  bewirtschaften. 

17 

¡.1.-) Landwirtschaftliche Betriebe ire Sinne des Arinkets Ul 
Absatz 1 sind insbesendere solehe, die tur .Vent8gens-
urid lernährungsaicherung des Eigennlmers oder aus *bn-
lichen Grin:melee 4 erworbee wurderL'-  

(2g Berechtigte Grande .far die Abwesetifielt des rigen-
tamers  oder fer die Verpachtung im Sinne des Artikels  III  
Absatz 1 und 4 liegen besonders dann vor, wenn der 
Eigentümer ererbten Begte tees Infolge fieusilbung eines 
landeren Berufessein  Lair verpacht hat und landwirt-
schaftliche Wohn- wid Wirtsehaftsgaelude des •Sigett-
terriers am Orte vorhanden sind. 

§8 

(1) Als landwirtschaftliches Grundeigcntum, das tier 
Landabgabe nieruskie zu legen Sst, wird grundsatzlieh 
dat gemmie in einer Hand befindliche Slendwirtschaftlieh 
nutzbare  und  kulturfähige Eigenturn mit Ausnahme der 
Forstflächen angeseiaert. 

(2) Verteilt es sieh ln einer Hand aut mehrere Lander 
der amerikanischen Zone, so wird fpr die Berechnung 
der Landabgrabe-das gesamte Grundeigenbun in der 
arnerikanischen Zone zugrunde gelegt. Die obere Sied
kingsbeharde regelt die Landangebe mit den zuständlgen 
Beharden der  anderen  Lander.. 

§ 
Die Landabgabepfliett flach Artikel re, l, S elce Gs-

seizes  Ist nach tlen anliegendee Landabgabe-TabelIen zu 
hemessen. (Anlage 1-3.) 

Die  Zugehörigkeit eines Grundsteekes ra elm= Erbhof, 
einem Freleikotern10 oder sonstigen gieburidenen Ver-

intigen hindert reda cleSeen Heranziehung zur Landabeabe 
ter Zwecke des Gesetzes, Ist Entegnune erforderlich ;  
dann wird das abzugebende Gre-ndeigitunt mit der 
Rechtskraft des Enteignungsbeschlusses frei eon den Bin-

'elungen, denen es bis dahin unterlag. Der Kaufpreis otter 
die festgesetzte EntschAdigung treten an die Stelle des 
abgegebenen Landes. 

§12 

(1) Wer in einer Greden-  .und Bwitelileene nada la-
tikel IV Siedlunesiand in yeller Höhe setter Verpilichtung 
abgegeben hat, kann nach anderen Bestimmungen. sks 
Gesetees nicht mehr zur Hergabe von Siedlungsland Au-
angezogen werden, es sef denn, dat3 he Voratereetzungen 
der Artikel II oder III eintreten. 

(2) Die  We Usnlegurigsverfshren notweedig werdenden 
Ldn,dabzegé fer andere Zwecke ridden sieh hece cite 
Vorscbriften der Reichsunilegungserdining, 

*10 

Die Aufleilung and Ausebatuadertzung von Gnand-
eigentem landabgabepflichtigte Pft-sonen (Artikel IV, 2) 
bedarf tier Genehmigung der unteren Siedlungsbehbrde -
nach Artikel IV, 5. Diese Genehmigung orsetzt eine anc.h 
der.  
Genehmigung. Der Leach-at lat vorher  zu  haren, 

' 	 1111 
§ 11 

` 
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(3) Eine lianspruchnahme na.ch Artikel  II ru, IV des 
Gesetzes liegt auch.. dann vor, wenn das außerhalb des 
Siedlungsbereichet liegende' Land zum Tauseh mit 
anderem, für die geplante Siedlung geeignetem Land be-
nötigt wind. 

§13 

Bei Grundsticken, deren Heraneiehimg sur Landabgabe 
nach dem Gesetz in die Wege geleitet ist ist auf Er-. 
suchen der zuständigen unteren SiedhIngsbe,hörde  tin  
Grundbuche Abt. II folgende 13e1astung einzutragen; Das-
grancistilek unterliegt der Landabgabe nach dem Gesetz 
zur Beschaffung Von- Siedlimgslanp und zur Bodenreform 
vom 15. Oktober 1946. 

§ 14 

Die'besiedlungsfähige Ortslage (Artikel IV lAbsatz 4) ist 
jeweiLs aus der Abgrenzung gegen die Feldmark festzu-
stellen. Die Notwendigkeit aufgelockerte Ortslagen zu 
erhalten„ bedingt daß eine zu dichte Besiedlung ver-
mieden wird. und an Gehöfte anschlieBstide, landwirt-
schaftlich genutzte Flächen und Gärten desselben Eigen-
tümers regelmäßig nicht in Ansprœeh genommen werden. 

• 
 Die 

- 	
Regelung ..Zuginsten,-Iandwirtschaftlichen Grund 

besitzes nach  Artikel  VI, I.  des Gesetzes gilt nur, solange 
und soweit er für die in Artikel VI genannten Zwecke 
im öffentlichen Interesse bewirtechaftet wind.. • 

§16 ; 	, 

W  st freiwillige_ Landabgabe nicht erreichbar, dann. 
ordnet auf 'Antrag des Siedlungsunternehmens die  untere 
Siedlungsbehörde die EnteignunA nach. Anhören anderer 
interessiêrter Stellen, besonders der in § 1 Absatz 2 Lge-,- 
nannten, durch einen mit Gründen versehenen Be.schluß 
an. In dem Beschhiß ist-der im Wehe der Enteignung zu 
erwerbende Grundbesitz nach Grundbuch»  und  Kataster 
anzugeben und die Sekt zu bestimmen, inerhalb .deren 
der enteignete Besitz yore Antragsteller za. übernehmen 
1st. In dem Beschlusse soll gleichzeitig auch die Höhe der 
nach Artikel VIII, 4 zu  leistenden Entschädigung festge-
setzt Mid Entscheidung über deren. Fälligkeit und die 
He  etwaiger Zwischenzinsen getroffen werden, es sel 
derue'daß einem Antrag nach § 24, 2 entsprochen wird. 

(2) Der Antragsteller muß die zum 'Erlafi des Beschlus-
ses. erforderlichen Unterlagen liefern. •  

(3) Der Enteignung- sbeśchluß -muli Angaben Ober den 
Zustand des Grundstiickes  und des Zubehörs , enthalten 
und aussprechen, welche Rechte an dem Grundstück von 
der Enteignung ausgeschlossen sind und ob ,der ,Antrag-
steller in ein bestehendes Pacht- oder Mietverhältnis ein-
tritt. 
' (4)  Mil Antrag des Siedlungsunternehmens kann im 

Enteignungsheschluß Gder id besonderem 'Beschluti die 
vorläufige Einweising in den Besitz der von der Ent-
eignung betroffenen Grundstücke und Rechte an diesen 
'Grundstiicken angeordnet ererden.- Die Einweisung kann 
von der Leistung einer Sicherheit œder,von sonstigen  Be-
dingungen abhängig gemacht• werden. 

(5) Wird der Antrag auf Enteignung nachträglich rechts-
kräftig abgelehnt, so hat  das gemeinniitzige Siedlungs-
unternehmen dern Besitzer des  Grundstücks  den durch, 
die vbrläufige Besitzeinweisung entstandenen Schaden 
kräftig abgelehnt,  so hat die getneinntitzfge Siedltmgsr 
behörde  durch. Beschluß festgesetzt  wird. 

(6) Auf Antrag der l3eteiligten hat-die untere Siedlungs-
behörde den Zustand des Grundstückes bei oder sofort 
nach der vorläufigen Besitzeinweisung, soweit er Mr die 
spätere Festsetzung  des' Grundstücknertes und etwaiger 
Nebenentschädigungen von Bedeutung ist, feStzusetzen 
und schriftlich  niederzulegen, nötigenfalls nach Anhörung 
von Sachverständigen. 

(7) Beschlüsse nach Absatz 3 mid 4 sind ortsilblieh be-
kanntzumaiten. und dem Antragsteller, dem Eigentümer 
des abzutretenden Grundbesitzes und den aus dem 
Grkmdbuch ersichtlichen Berechtigten zuzustellen, 

\' 
17 

(1) Gegen Beschlüsse , der unteren • Siedlungsbehörde 
kann der Antragsteller, der  Eigentümer  und jeder, dem 
in Ansehung. des Grunistiieks ein Recht zusteht, Be-
schwerde innerhalb zwei Wochen vein Tage der Zustel-
lung oder der ortsüblichen' Bekanntmachungen einlegen., 
Über die Beschwerde entscheidet die Spruchstelle bei der 
oberen Siedlungsbehörde. Mündliche Venhanciltung ist an- , 
Iuberaumen, wenn sie vom Beschwerdeführer beantragt 
wird. 	 - 

(2) Gegen die Entscheidung der Spruchstelle ist weitere' 
Beschwerde innerhalb eines Monats vom Tage der  Zu-
stellug ab an den Verwaltungsgerichtshof zulässig. 

. (3) In anfeehtbaren Beschlüssen ist auf das zulässige 
Rechtsmittel hinzuweisen. 

§18 

(1) Beschwerdensind  be ^den zur Entscheidung über sie 
zuständigen Stellen einzulegen. Gehen sie innerhalb der 
Frist bei den Stellen ein, deren Beschltisse  angefochten 
werden, so gilt die Frist als gewahrt. " 

k2) Beschwerden gegen die vorläufige Einweisung in 
den Besitz haben keine aufschiebende Wirkung. , 

§19 

-Die Enteignung eines Betriebes erstreckt sich auch auf 
das zu .,seiner Bewirtschaftung notwendige Zubehör mit 
Ausnahme  des Viehes,  wenn nicht anderes bestimmt odór 
vereinbart  ist. Bei Enteignung einzelner Flurstücke kann 
die Abgabe von Zubehör, außer Vieh, angeordnet weiden. 
Auf Antrag  des  Eigentümers ist diesem das zur Bewirt-
schaftung des verbleibenden Grundstücks erforderliche 
Zubehör zu belassen. Der  Eigentümer, ist berechtigt, Vor-
schläge illaer abzugeberides Zubehör zt machem 

§ 20 

(1) Das Eigentum an dem enteigneten Grundstück geht 
mit der Rechtskraft des Enteignungsbeschlusses auf den 
Antragsteller über. 

(2) Der rechtskräftige 'Enteignungsbeschluß schließt die 
,Einvieisung in den Besitz in sich, soweit in ihm nichts 
anderes , bestimmt ist und macht ,auch eine vorläufige 
Einweisung rechtskräftig. 

(3) Mit der  Rechtskraft  des Enteignungsbeschluises err 
löschen alle privatrechtlichen Lasten an dem Grund-
stück, soweit sie der Antragsteller nicht übernommen 
hat oder ilu' Bestehenbleiben nicht angeordnet wird. 

" 
§21 

- 
Zur Befriedigung der Ansprüche der Eigentums-, Nut-

zungs- und t onstigen Berechtigten tritt die Entschädi-
gungssumme an die Stelle des enteigneten Grundstilekes. 

22 

Die öffentlich-rechtlichen Lasten bleiben bestehen und 
folgen dein Zbergang am Eigentum, 	, 

§23 

Bestand an dem abzugebenden  Grundeigentum , ein  
Pacht- oder Mietverhältnis, dann kann das Siedlungs-
unternehmen' hi das Pacht- oder Mietverhältnis ein-
treten. Geschieht das nicht, darni erlischt es -bei der 
Übergabe an das Siedlungsunternehmen -  oder bel vor- 

, 

§15 
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Läufiger oder endgültiger Besitzeinweisung (§ 18, 4 und 
§ 20, 2). Bis dahin hat der bisherige Eigentümer die Nut-
zung gen. Art. VIII, Abs. 5 des Gesetzes zur Beschaftims 
von Siedhingsland und zur Bodenreform. 

§24  

(i) bie Entschädigung für  den enteigneten Grundbesita, 
erfolgt in Geld. Auf Antrag des Abgabepflichtigen kann 
statt Geldentschädigung eine" Rente OEfestgesetzt werden, 
deren Höhe und Laufzeit im Beschlusse (ler  unteren 
Siedlungsbehörde bestimmt Wird. 

(2) Auf Antrag des Abgabepflichtigen kann die Fest-
setzung der Entschädigung bis 31. Dezember 1949 aufge-
schoben werden. Ptir die Zwischenzeit ist vom Zeitpunkte 
der ,Abgabe des Landes an eine Vergütung festzusetzen, 
die  nach  den ortsüblichen Pachtsätzen Zu bemessen ist, 

§25 

(1) Die Entsohiidigungssumme ist unter Verzicht auf 
Rücknahme zur Verfügung der unteren Siedlungsbehörde 
zu binterlegen: 

a) in den Fallen des § 11, 

b) wennnebezi dem Eigentümer andere begrilndete  An-
sprtiche an die Entschädigungssumme haben, die 
zeitig nicht feststehen, 

c) wenn Reallasten, 'Hypotheken, Grund- und Renten-
schulden auf dem Grundstücke ruhen. 

(2) Nach Zahlung oder Hinterlegung der Entschädigung 
Oder Festsetzung einer Rente kann die untere Siedlungs-
behörde das Grundbuchamt 'um ' Eintragung  des neuen 
Eigentilmers ersuchen.  •  

§ 

(1) Bei Eigentums- oder Pachtentziehung soll dem bis-
herigen Nutzungsberechtigten nach Möglichkeit die Ab-
erntung gestattet werden, sie kann aber von ihm nicht 
verlangt werden. Entscheidtmg hierüber titifft die untere 
Siedlungsbehörde. 

(2) Er kann für den Ernteausfall sowie  für  Dünger und 
andere besondere Aufwendungen, die tiber den Rahmen 
der laufenden Jahresbewirtsohaftung bis zur erfolgten • 
Ernte hinausgehen, eine angemessene Entschädigung von 
dem neuen - Nutznießer vêrlangen. Die untere Siedlungs-
behörde entsoheidet auf Antrag hierüber durch Beschluß 
gemäß § 16, 1. 

§ 27 

Bezüglich der Aufteilung von Hypotheken` und der Ab-
schreibung von Grundstileksteilen Linden die Vorschriften 
der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ergänzung des Reichs-
siedlungsgesetzes vom 4. Januar 1935 - sinngemäß An-
wendung. 

Wiesbaden, den 17. Bbruar. 1947. 

Hessisches Staatsministeriunt 

Der Minister der justiz; 
Zinn 

Der Minister  für Landwirtschaft, Ern6hrung und  Forstei t 
Lorberg 

Malaga 1 
Tabelle I 

Landabgabetabelle gendill Art. IV, Ziffer 1 1;6 bim e) 
1. Hach  dem Gesetz sollen Abweichungen von der  durch. 

schnittlichen Bonität des Bodens bei der Berechnung der 
Landabgabe berücksichtigt werden. "Als Maßstab für die 
durchschnittliche Bonität wurde der durchschnittliche 
Einheitswert 3e- Hektar für Hessen mit 1125.- AM bel 
der Aufstellung der Landabgabetabelle benutzt. • 

.2. Die Heranziehung eines landwirtschaftlichen Grund-
eigentumd unter 100 ha und 'ner 20 000.- RM Einheits-
wert (Art. IV, Ziffer 3) erfolgt nach Tabelle 1, wenn der 
Hektarsatz Ober dem Durchschnitt von 1125.- RM 
liegt und der gesamte Einheitswert m e hr as 112500.- .  

RM beträgt. Die  Berechnung  der Landabgabe geht vom 
Einheitswert (Spalte 4) aus und wird mit Hilfe der 

, Spalten. 3 und 5 durchgeführt.  
(Berechnungsbeispiel am Schlufl der Tabelle.) 

Grade des 
Grund- 

eigentutles 
in ha 

landw- 
genutzt 

 zandabgabe 
in  ha 

bei durch - 
scbnittl. 
Bonita 

multipli- 
kator 

far die Zwisehen- 
werte 

- Einheitswert 
des Grund- 
eigetttumes 

Red 

Rechnerischer Geld- wol itinuecbanngs. 
wert) der Land- 

,abgshe In 
Pad 

I 2 3 

100 
110  
120 
130 
140 

116500 ' 
170, 
180 
190 -
200 
210  
220 
230 

' 340 
250 - 
260 
270 
280 
290 
300 
310 
320 
330 
840 
350 

. 360' 
370 
380 
390 
4 00 
410 
420 
430 
440 
450 
460 
470 
480 
490 
500 
510 
520 

540 
550 
560 

5 30 

10,0 
1 5,4 
20,8 
26,2 

33
7,2 

7'7 
42 ,8 

4"  54,0 
•' 59,6 

65'3  0  71,0  

76,7  82,5 

8"  94,1. 
99,9 

105,8 
1 1 1 ,7  
117,7  
123,7 
129,7 
1 35,7 
141,8 
147,9 
154,1 
160,3 
166,5 
172,7 
179,9 
185,6 

, 

191,6 
198,0 
204,4 
210,8 
217,2 
223,7 
239,2 
236,8 
243,4  
250,0  
256,7 

- 263,,s5  
270,0 
277,1 
283,9 
290,8 

0 .54 i 
0' f. 1 5.= 
0,54 
0, 55 

0'55  
"6  0 nn 

0' 56  0,56 
g,5577 
"-- " 0,57 

 0' 58  0,58 

0'58  0,58  

0,59 059  
0,50 , 
0,60 
0,60 
0,60 
 0,61 
0,61 
 0,62 
0,62 
O 62 
0,62 0,63 

0,63 
 0,63 
0,64 
064 

0,,64 
64 

0 , 
0,65 

0,65 

 00,66 
68 

0"66  
0"S? 

 
,67 

0,68  

0,68 
0,68 
 0,68 
0,09 .. 

112 500 
123 750' 
235 000  
146 250 
157 500 
168 750 
180 000 
191 250 
202 500 
213 750 
225 000 
236 250 
247.500 
258 750 
270 000 
281 250 
292 500 - 
303 750  
315 000 
326 250 
337 500 
348 750 
360 000 
371 250 
382 500 

, 393 750 , 

416 250 

438 750 

405 000 

427 500 

450 000 
461 250 ' 
472 500 
483 750 
495 000 
506 250 
517 500 
528 750 
540 000 
551 250 
562 500 573  750 
585 000 
596 250 
007 500 
618 750 
630 000 

119025,0  

11 250,0 
27 325,0 
23400,0  . 
29 475,0 
35 662,5 
41 850,0 
48 150,0 , 

r 54'44,0 
60 750,0 
67 050,0 
73 462,5 

. 79 875,0 
86287,5  _ 
92 812,5 
99 332,5 

1Q5 862,5 
112 387,5 

125 662,5 
132 412,5 
189 162,5 
145 912,5 

. 152 662,5 
159 525,0 
166 887,5 
178 862,5 
180887,5 

, 187 812,5 
194 207,5 
201 375,0 
208 462,5 
215 550,0 
222,750,0 
229 950,0 
237 150,0 
244 350,0 
251 662,5 
258 975,0 
266 400,0 
273 825,0 
281 250,0 
288 787,5 
296 437,5 
804 087,5 
311 737,5 
819 887,5 
327  150,0.  
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Grbae des 
Grinid- 

eige
in
nt

huln ha  
glailenudtawi 

zandabgabe  
in  ha  

. bei durch- 
schnittl. 
Bonität 

i , muiti.g... . 
kator 
ii zfwir dschietie . 

werte 

' 
Einheitswert . 
des Grund- 
eigentumes 

BM 	' 

welted:11W ruenm*scilrectir Gem:: 
west) der Land- _ 

.abgabe in 	• 
RM' 

' 1 2 3 4 . 	5 	' 

d 	- 
570 
580 
590 

. 600 
'' 610 

- 620 
630 
640 
650 • 
660 

. 670 
680 . 
690-  
700 
710 

' 720 
730 
740 
750 

' 760 - 
770 

• 780 - 
, 	790  

80 0 
' 810 
820. 

• 830, 
840 
850 
860 
870 
880 
890 

991.00°  
,- 920 

930 
940, 
950 
960 
970 

• . 	980 	' 
990 

1000 
, 1016 

1020 
1030 
1040 
1050 
1060 

_ 1070 
1080 
1090 
1100 

'1110 
1120 
1130 	' 
1140 
1150 
1160 
1170 
1180 

'1190 
1200 
1210 
1220 
1230 

.....-. 

297,7  -- 
304,7 ' 
311,7 
3 ,1 8, ,7„,' 
3t-' ,'n

' - 3.1 ,.,4 5,.,° 
33,, OE., , ,., - 
34 i , " 
354,2 

• 361,4  
368,6 . 
375,9  - 
34,2,  
3 ,,9u, ..'-' 
34,  
405,3 
412,7 
420,1 

„ 427,6 
48_5,1 
44z 

' 450,3 
,1 

457 ,0  

. 465,5 
473,2 
480,9 
488,6 
496,4 
504,2 
512,0_ 

' 519,9  

5 53257 : 8 7  

' 54"  ' 
55"  559,7  

' 567,7  
575,8 
583,9  
592,1 
600,3 
69 8 , 5  
616,7 

• 625 ,0  

6.3,2  K. 6443-,-w 
649,8 
658,1 
666,4 
674,8 
683 ,2  
691,7 
700,2 
708,7 
717,2 

, 725,8  
-734 , 4  
743,0 
751 ,7 ' 
760,4/ 

, 
74"  777,9  
786,7 

795,5  ' 804,4 9.  
813,° 
822,2 

 0,69 
0,70 
0,70 
0;70_ 

0,70 

0,71 
-0,71 
0,72 - , 
0,72  
0,72 
0,73  . 

0,73 
°273  

0,74 ,- 
,- ', s  

g 2,5' 
0,75. 
0,76 
0,76 • 

00:7788  

0,77  0,77  
0,77 
0,78,, 
(0)3 ,,  
0,79 
 0,79 

Ng 
(.1  

1.); "R8 f1" 
"'- 0,80 
 0,81 
0,81 
0,82 

- -0;82 
0,82 
 00,82

82 
()

,
83 

Q 

,8" 06283 , 	. 
0983 
n  gq 

. 6 2,8-4 
n  Rt._ 
" 2 " -  0,85 
11:882 
,3,86  
0,86 
0,86 
0,86' 
0 , 87 
0 ,87 
0,87  

°„88  0,88 
n RR 
'' 
'3 '8989  ' 0 , 

0,89' 

0 

 

°„ 

0,. ,  

641 250 
652 500 
663 750 
675 000. 
686 250 

560 . 
708 750 
720 000 - 731 250 
742 500 
743 750 
765 000 
776 250 
787 500 

750 .  
810 000 ' 
821 250 ' 
832 500 
843 750 
855 000 
866 250 877  500 

0 8 7050 98800  

911 250 
922500,  

' 933 750' 
945 000 
956 250 
967 500 
978 750 
990 000 

1001250 
1012 500 
1023 750 
1035 000 
1046 250 . 
1057 500  
1068 750 
1080 000 ' 
1091 250 ' 
1102 500 
1113 750 
1125 060 
1136 250 
1147 500, 
1158 750 ' 
1170 000 
1181 250 
1192 500 
1203 750 

-
1
12

2
2
15

6 
6
2

0
5

0
0 

112243 87 57 0500 

1260 000 
1271250 
1282 500 
1293 750 
1305 000 
1316 250 
1327 500 
1338-750 
1350 000 
1361 250 
1372 500 

_ 1383 750 

334 912,5 
' 342 787,5' . 

350 662,5 
. • 358 537,5 

366 412,5 
-. 374.400,0 

382 387,5 
, 390 375,0 
398 475,0 
.406 575,0. 
41.4 675,0 
422 887,5 
431 100,0 

!-- 439,312,5 
447 637,5 
455 962,5 
464 287,5' 
47262,5  ' • 
481 050,0 

' 489 .487,5 ' 
498 037,5 : 

0658,7,5 
 

015 137,5 
523 687,5

' 532 350,0 
541 012 5 
549 675,0 
558 450,0 

' ' 567
.  225,0 

' 576000$  
. 584 775,0 

593 775 ,0 
'602 662,5 
611 662,5, 

_620 662,5 - 
629 662,5" - 
638 662,5' 
647775,0.  
'656  °87,5 
666 112,5 
675 337,5' 
684 562,5 
693 787,5 
703 125,0 

• 712 350,0 	- 
721 687;5 . 

' 731 025,0 
740.3625 
,749 700,0 

'' 759 150,0 
768 600,0 
778 162,5 

' 787 725,0 
' 797 287,5 
2  806 850,0 

816 525,0 
826 200,0 t 

' 835 875,0 
845 662,5 ' ' 
855 450,0 
865 237,5 
875 137,5 
885'037,5 
894 937, 5 
904 950,0 
914 962,5 
924.975,0 

Grate des 
Grund- 

eigentumes 
in ha  łandw. 

genutzt 

,andabgabe 
beihiurd haeb.  
schnittl. 
Bonität 

Muliipil- 
fretcgare  

Zwischen- 
-weste 

' Einheitswert 
des Grund- 
eigentumes 

Rm , 

Eechneriseher Geld. ,,e.„.t (Uannabming, 
wert) der laind- 

abgabe in 

. 	11.11 
1 2 3 4 o 
, 

1240 
1250 
1260 
1270 
1280 
1290 
1300 
1310 

_ 1.320-
1330 
1340 
1350 

. 1.360 
1370 
1380 
1390 
1400 
1410 
1420 
1430 

440 - 1 8 
' 1450 

1460 
1470 
1480  
1490 
1500 

831,1 
840,1 - 
849,1 

58 2 8 2  867,3 
876,4 
885,4 
$94,7 
903,9  
913,1 
922,4 
931,7 
941,0 
950,4 
959,8 
969,2 
978,7 - 
988,2 
997,7 

1007,2 
1016, 
10'26,4 
1036,1 
1045,8
1055,5  
1065,2 
1075,0 

0 ',2,9  

0 2 ,1.  
''91  0, 

0291  ' 
0n2 an9 ,1 
,,u 'A',.,̀ 
ug., , ,,,,%°  
,.,'-' 2L4  
,.,"'„,,',,°. 
'1,1°, 
,-; ,0 
nv 'n", 

OE.", , f.,".  
u2" 
0295  
n0, ,,,95, 
'' 
",''-' 
0 ' 96  
0296  
0,97, 
6„ ,„.,OE  
" 2" 
0„2978  

- "28  

1395 000 
1406 250 
1417 500 
1428 750 
1440 000 
1451 250 
1462 500 
1473 750 
1485 000 
1496250"  
1507 500 
1518 750 
1530 000 
1541 250 
1552 500 
1563 750 
1575 000 
1586 250 
1597 500 
1608 750 
1620 000  • 
1631 250 ' 
1642 500 
'1653 750 
1665000 
1676 250 
1687 500 

934:987,5 
945 112,5 
955 237,5 
965 475;0 
976 712,5 . 
985 950,0 
996 187,5 

1006 537,5 - 
1016 887,5 
1027 237,5 
1037 700,0 . 
1048 162,5 
1058 625,0 
1069 200,0 
1079 775,0 
1090 350,0 
1101 037,5 
1111 . 725,0 
1122 412,5 
'1133 100,0 ' 
1143 900,6 
1154 700,0 

.1165 '612,5 
1176 525,6 

- 1187 437,5* 
1198 350,0 . 
1269'375,0 

Beispiel: Die Landabgabe eines- landwirtschaftlich  ge-
nutzten  Grundeigentums von 1215 ha mit einem Einheits-
wert von 1560 000.- RM ist zu berechnen. 

Berechnung: Es Wird zunächst der  Hektarsatz des Ein-
heitswertes für dieses Grundeigentum ermittelt, um fest-
zustellen,' ob die Bonität von dem Durchschnitt abweicht. 
Wenn dieses nicht der .  Fall ist, ergibtsich die Landab-
gabe, sehr eiñfach mit Hilfe der Spalten 1 bis 3 der 
Tabelle. 

1 560 000 : 1215 =OE 1284 RM Einheitswert 'je Hektar, 

In diesem Falle weicht der -Einheitswert je ha von 
dem Durchschnitt 'erheblich ab. Die Ermittlung der Land-
abgabe muß daher durch Umrechnung Mittels des Ein-
heitswertes unter Hinzuziehung auch der Spalten 4 und 5 
der Tabelle wie folgt vi-orgenommen werden: 

- Der Einheitswert liegt nach der Tabelle (Spalte 4) zwi-
schen I 552 500 RM und  1 563  750 RM, und zwar um 7500  BM  
'Elbe/. 1 552  500 RM, Man multipliziert 7500. RM Mit dem 
Multiplikator 0,94 (Spalte S) und erhält 7050.- RM. Diesen 

. Wert. addiert man zu dem' zum Einheitswert von 1552500.- 
RM (Spalte t4) gehörenden Umieehntmgswert von 
1079 RM (Spalte 5). Deraus ergibt sich der Um-
rechnungswert in RM für dieses Grundeigentum von 
1215 há. 

1 079775,0 + 7050 = 1  086 825  -oder rund 1 086 800 RM. 

• z 	der Landabgabe in Hektar wird der  ge- 
inde  Umrechnungswert 1 086 800- RM durch den Ein» 

heitswert" je ha dividiert: 
108C 800 : 1284 = 846 ha. 

Von diesem Grundeigentum sind demnach 846 Hektar 
i abzugeben. 



Wiesbaden, 5. Marz 1947 	Gesetze  un Veordnungsb1att far das Land Hessen 	 Nr. 2 

AnIage 2 
Formel zur Ermittlung der I,andabgabe 

zu Artikel IV, Ziff. I.d des Gesetzes 
Betr.: Grundeigentum -über 1500 Hektar: 

Die Berechnung der Landabgabe erfolgt ebenfalls mit 
Ililfe des Einheitswertes unter Hinzuziehnng der Tabelle 1, 
letzte Ziffernzeile nach der Formel: 

Rechnerischer GeldWert (Umrechnungswert) der 
Landabgabe des Grundeigentums über 1500 ha = 
1 209 375 -F (Einheitswert des Grundeigentums über 

' 	1500 ha — 1 687 500) 0.9 
Die Zahlenwerte der rechten Formelseite finden sich 

auf Tabelle 1; letzte Ziffernzeile (Spalten 5, 4, 3) für ein 
Grundeigentum  von 1500 ha. 

Beispiel: Die Landabgabe eines landwirtschaftlich ge-
nutzten Grundeigentums von 2500 ha mit einem Einheits-
wert von.4 000 000.— RM ist zu berechnen. 

Berechnung; Einheitswert je  Hektar = 4 000 000 : 2500 
= 1600.— RM. 

Umrechnungswert der Landabgabe 
1 209 375 e- (4 000 000 — 1 687 500) 0.9 = 1 209 375 " 

• 2 081 250 = 3 290 625- 
Die Errechnung der Landabgabe in Hektar erfolgt wie 

bei Tabelle 1. 
3 290 625 : 1600 = 2057 he.-  

-Von diesem Grundeigenturn sind demnach 2057 Hektar 
abzugeben. 	• 

Anlage 3 
Tabelle 

4Landabgabetabelle zu ArtikeI IV, ZifL 3 .des Gesetzes 
1. Naoh dem Gesetz sollen AbweiChungen von der durch-

schnittlichen  Bonität  des Bodens bef der Berechnung der 
Landabgabe  berücksichtigt  werden. Als MaBstab für die 
durchschnittliche Bonität wurde der durchschnittliche 

. Einheitswert je Hektar für Hessen mit 1125.— BM bel 
der Aufstellung der Landabgabetabelle benutzt. 

2. Die Heranziehung eines landwirtschaftlichen Grtmd-
eigentums Ober 100 ha"(Art.IV, Ziff. 1) erfolgt nach 
Tabelle 2, wenn der Hektarsatz unt er dem Durch-
schnitt von 1125.— RM liegt und der gesamte Einheits-
wert Weniger als 112 500.L- RM beträgt. Die Berech-' 
nung der Landabgabe geht vom Einheitswert (Spalte 4) 
aus und wird mit Hilfe der Spalten 3 und 5  durch-
geführt. 
(Berechnungsbeispiel am Schluel der Tabelle.) 

Grage des, 
Gnind- 

eigoatumes 
in ha 

kiadw. 
gentrtit 

, 	gabe 
in ha 

bei durch- 
scimitu. 
Bonito 

MulriPli- 
kater 
thr die 

zwischea- 
werte 

ninheitswert . 
des Grand- eigentunies  

RBI 

n
'p

eelmerischer Gel& 
ert (UnuechnalW-
wer n ader 1.,ad- 

abgabe ni 

Riir 
t 2 3 

1.7,8 
26,7 
35 , 6, 
44,4 
53,3 
62,2 
71,1 
80,0 
88,9 
97,8 

•100,0 

0,18 
1,ene OE. 

, 2,30 
o, 

3," 
4,42 
5,48 
6)65 
7'61 8,67 
9,73 

10,00 

(),1194 
0,119e 
0,1194 
0,119,4 
0,119i 0,1194  
 0,1194 
0,

1194 
1194 

0, 
0,121 6 

20 000 
30 000  
40 000 
50 000 
60 000' -oo_ 
-4,6, tg, id, 

90 000  
/ 100 000 
110 000 
112 500 

200,0 
13%,Q  
2 588,0 
3 782,0 
4 976,0 
6 t 70,&  
736 
3558,0 
9 752,0 

10 946,11_ 
11 250,0 

Beispiel: Die Landabgabe eines landwirtschaftlich ge-
nutzten Grundeigentums von 55 Hektar mit einem Efil-
heitswert von 88 000.— .RM ist zu berechnen. 

Berechnung: (Vgl.  Beispiel Tabelle L) 
ka-Setz = 88 000 : 55 e= 1600.— MW 
(28 000 — 80 000 X 0,1194 = 955.— RM) ' 

Umrechnungswert: 7384 -I- 955 = ;cl. 8320.— RM. 
Landabgabe in ha = 8320.— 1600 = 5,2 ha. - 

Sechzehnte Durchführungsverordnurg 
über die Zahlung von Pensionen 

von" 15. Samar 1947 

(Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und 
Militarlsekus vonr 5. Marz -1946) 

§ 1 

Ansprüche auf Auszahlung von Pensionen, Renton oder 
sonstigen Versorgungsbezügen, gleichgültig,  ob diese au 
öffentlichen oder privaten Mitteln zu leisten sind, sind 
von den zuständigen agern der Zahlungsverpflichtun-
gen vorbehaltlich der Bestimmungen der §§ 2 und 3 rtill 
Wirkung vorn 1. Mai 1946 wieder nu erfallen. 

§2 
Die Ansprüche. nachatehender Personen ruhen bis zur 

rechtskriiitigen Entscheidung  der Kanimer: 
1. Personen, die unter Klasse I oder II der Anlage zum 

Befirelengsgesetz fallen oder in Gruppe 1, 2 oder 3 
angeklagt wurdcn. 

2. Personen, die. etif Grund einer Anordrrang einer 
Militarregierung oder gereeft Gesetz Nr. 8 aus effent- 
lichen  Ämtern. oder anderen Stellen entlernt wurden. 

Zu .  Rechtsansprüchen,  die der im Spruchkammer-
verfaren rechtskraftig verurteilte Hauptechuldige oder 
Bêlastete verliert oder die Teile se' Ines einzuziehenden 
Vermageris sind, gehören Pensionen, Renten oder 8011- 
stige Versorgungsbezilge ein.schlieleich der Ersatz- Gder 
Bereicherungsansprache, sowie alle angesammelten Gut-
haben aus solchen Rechtsansprüchen, die bis zur Rechts-
kraft der Entscheidung erwachsen sind. 

Pensionen, Renten oder Versorgungsansprüche, die 
einer hauptschuldigen oder belasteten Person aus einem 
nach Rechtskeaft der Spruchkanunerentscheidung einge-
gangenen Anstellungsverhältnis erwachsen, werden durch 
diern Entscheidung nicht berührt. 

Soweit die Anspracht. nicht erlöschen oder einge-
schr5nkt werden, hat Nachzahlung zu erfolgen. 

§3 
Ansprüche von Hiaterbliebenen ruhen außerdem, wenn 

der Verstorbene unter Klasse I oder II der Gesetzanlage 
fällt. In solchen Füllen hat der Träger der Zahlungsver-

-, pflichtung unverzüglich an den Minister für politische 
Befreiung einen Antrag auf Entscheidung darüber zu  
stellen, ob ein Verfahren nach Art. 37 .des Befrelungs-
gesetzes_ durchgefahrt werden sol/. Lehnt der Minister 
die  Durchführung eines Verfahrens ab, so sind die An-
spreche zu erfüllen, soweit nicht die HinWrbliebenen 
'selbst unter die Bestimmungen des § 2 fallen. Ordnet der 
Minister die  Durchführung eines Verfahrens an, so ruhen 
die Ansprüche bis zur rechtskreftigen Entscheidung der. 
Kammer. 

§ 2 Abs. 3 gilt entsprechend. 

.g4 
Zur Vermeidung von Härtefällen, insbesondere bet 

unverschuldeter wirtschaftlicher Notlage, können die bei 
den Trägern der Zehlungsverpflichtung gebildeten Aus-
schüsse widerruflich (und ...inter Vorbehalt der Back-
forderung im Falle einer . den Anspruch zuni Britischen 
bringenden Kammerentscheidung) anordnen, daß auch  in  
Fällen  der §§ 2 und 3 ganz oder teilweise Zahlung er-
folgt. Die Anordnung bedarf del' Zustimmung des Mini-
sters far  politische Befreiung. 

5 
Unberührt bleiben die Voeschriften über die Ver-

mögenssperre  auf Grund des Militargeisetzes Nr. 52 nebst 
Durchfiihrungsbestimmungen und des Befreiungsgesetzes. 
Soweit die Zahlungeempfänger danach der Vermagens-
sperre unterliegen, dürfen Zahlungen nur durch 'Ober-
weisung auf ein gesperrtes Konto erfolgen. 
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. 	 ° 

Merle Vex rdnung tilit mit dem 1. Felerna; 1947 bi 
Kraft 

Wiesbaden, 16.: Tartuar 1947., 	 . 
ber Minister lir politische Beft:eiungl 

.Binder 

ORDER OF MiLITARY GOVERNMENT 
ro GREATER HESSE 

C 	
it 

oncerning the Transfer 	Fr:nett:fins Performed_ by th 
Beiehshank on behalf -of Military Government to the 

- Lan& Central Bank 
TO: 	Ministra. President a Hesse 
ATTENTION: Minister of Finance 

L AR fem_etions heretofor&perionnedby 'the Reichsbank 
on behalf of B/TB:nary Wryer:Intent will henceforth be 
summed-  by the Land. Central Bank. All Military Govern-
ment orders,' directives and ,regulations authorizing or 
dLreetlng' the Reiclishank_ to act in  ai"  :capacity for 
Military Gove.narnent are hereb $ antendad accordingly. 

4. Yon are directed to make such arrangements as may 
he necessary to effect this transfer of functions, ' 

t, „This direction shall be published. by- posting in the 
headquarters and all branchea of the Land Central 
Bank and all financial institutions under your super-
vision, and by publication in the "Gesetz- und. Ve.rord-
nting'SbIatt für  Wesen"  and the "Staatsanzeiger fűt as 
Land-Ilesse117. ' . 

Neriesbadety, 16 J-a:teary 1947. 
By Order of the Director: 

' RpRERT WALLACH 
H - Asst. Ex. b. 

ANORDNUNG 
DER MILETARREGTEITUNG FUR - GROSS-HESSEN 

bettetTend: die rhertragung von. Funktionen, die von tier 
Reichsbank file die Militärregierenn ausgeiibinweiden, 

ani die  Landeszentralbank 
den Ministerpräsidenten von Hessen, 

n IX  iL Finanzministera 
L  A11 bisher von der Reichsbank im Namen _der Mill-

tärregierung ausgeinbten Funktionen_ werden  von jetzt  ab  
neon der Landeszentralbank ilhernommen. Alle Anordnun-
gen, Verfügungen and Verschriflen der MiIitärreglening -, 
die die Retell-shank erm3chtigen oder anweisen, in irgend-
abler Eigenechaft fBr sio tätig u sehn sind hiermit ent- 

• sprechend abgeändert: 	 • 
2. Sie sina beauftragt, arie Anorrinungen zu treffen, die 

steh zur Durchführung dieser Funktionsübertragung als 
notwendig erweisen acaten. - 

Diese Anweisung is duch Aushang in der Zentrale 
¡Welk und ht allen rilialen der LandeSzentralbanie sowie 
in allen ihrer Aufsicht Unterstellten Finanzanetniten zu 
verbffentiichen, des, weiteren durch Bekanntmaehnng im 
„Gesetz- und Verordnurigablatt für Hessen" und in dem 
„Staatsanzeiker filr des, Land Heesen". - 

Wiesbaden, 16. ,januar: -1917. , 	Im Auftrag:"' 
ROBERT `ierieLLACIT 

As,st. En: O. . 

Gesetz  
über  die, Aufnenne,. und _Eingliederung 
deutscher Flüchtlinge (Flüchtlings' gesetz) 

elom f9. Februar 1947 
Die Landesregierung in Hessen erlilBt auf Grund der 

Erentichtigung und Anordnung der Militerregiesung sreanAS 
dem Sohreiben- Vom 24. Januar 1947 das  folgende Gesetz: 

Oeltsingsbereieh. • 
§ i • 

Der Regelung theses Gesettes unterliegen. als 
.L Allen Personen deutacher Staats- mid Vuikszugeb&g-

keit eveiche arb 1Januer 194T On-en dauernden Wolne-
'site attilerhalb der Grenzen des deutschen. Reiches kaci 

deters Stand vom L Märt 1926 !fatten. und von doit ge-
fitichtet Oder ausgeWiesen ader ans der Kriegsgefangen- - 
=haft entiassen end; ii ihre- Helmet  nicht zurück-
kehren ktinneat 'and ihren ständigen Aulfenthalt ba 
Hessen - genommen hubert; 

de Alle  Person*, deutscher Staatsangeltárigkeit, die  ani 
• L Tanner 1945 in den deutachen Ostprovinzen  östlich  der 

Oder und Giirlitzer Heide (Gebietsstand L September 
1939); beheitnatet waren und wan dort gefliichtet oder 
ausgeWiesen  oder ans  der Kriegsgefengenschaft ent-
leer:err Sincie in ihre Heimat nicht zurackkeliketi kennen 
und Biret. -stitntligen Amfenthált in Hessen genommen 
haben 
Personen, auf die — ohne daa sie ..ku, den. vorgenannten 
'Gruppeat geharert — des Gesetz &arch du znatendige 
lefinisterinna grrnt Oder tellweise für anwendbar er-
Itlert wird 

Eingliederung , 
) 	e• 2 	- 

Die Eingliederung, der-Fliichtlinge sraleihr organischers • 
Aur-de/lea M der einheimischen Betrbikerung geWälare 
lennen. 

Fleinittlingsauswees 
§. a 	' 

Die in § 1 aufgeführten Personen erhalten einen Fitichte , 
lingsausw.els. 'Die Erteilung dieser Cirkunde begründet die 
Anerkennung-  an.= Flechtlinge Sie ist widerruflich. 

Einbiirgerung 	, 

(1) Die iii § 1 ailfgefilhrtein Personen anek nœ weit  sic 
nicht schon dle deutaeheStaatsangehdrigkeit hesitzen; 
vorbe.haltileh der endgtlltigen. gesetzlichen Regelung 
ihrer Staatsangehörigkeit, den deutsehen Staatsange-
hörigen Iii ihren.Rechten und Pfli_chten gleichgestellt. 

(2) Sie erhalten das aktive una passive  Wahlrecht  water-
den gleichen Vorauss.etzungen-  wie die übrige Be-
viilkerung. 

Leistungen 

Bei Vorliegen von HiLfsbedürftigkeit sind L.letunnen 
aus dra affentlichen Fürsorge entsprechend den all-
gemem geltenden Bestimmungen zu gewähren. 
Verwertbares eigenes Vermilgen eines Flilehtlings, so-
weit ea nicht für die Begrenclung einer wiresehafte 

- liehe.n Lebensgrundlage bentitigt"wird, fat.  vor  der  In 
'ankpruelmalitne der öffentlichen Fürsorge einzusetzen. 
Dabei siad-  die Härten mbglichst zu vermeiden. 
Neben den in Absaire'l angeführten Leistungen kön-
nen  iii busonde.rer Drotiage Sonderlditungen zur Be-
schafiting von Kleidung. -Wäsche, M8beln. und Haus-
rat severe zur Bestreitung dringender Lebensbeeltirf-
nisse, gewährt werden. 
Die Unterstützung • ariaeltsfähiger  Flüchtlinge  kann 
durch Zuweisung von Arbeit gemeinnütziger Art ge-
währt oder von - der Leistung solcher Arbeit abhängig 
gemacht werden --(Reichsvererdnung über cite Für-
sorgepflicht vom 13,FebrUar 1924,, RGB1, I 2.-100Ie Die 
Art der Arheit nmll  den Fähigkeiten und, kräfien des 
Einzelnen zengeinewea und Zumuthai sein, ohne dag 
jedoch ein Anspruch auf Beschäftigung gerade ini Be-
rufszweig der Einzelnen besteht. -  

Anfrialtme 
§ 	- 

Flächtlinge sind alsbald angemensen unterzubringen. 
SóiC111 als erste Meet:aim:le die Unterbringung: in Note 
`oder Sammelenterkiinfte  durchgeführt werden .  Zmi1  
ist ihre Dauer aur ran Mindestanag zst begrenzen, 
Diese Unterbringung soil 'nur der  erst- Betreuung, 
der dintlichen Untersuchung sowie der Erfeasemg Mld 
Registrierung dienen. - 

Tat die aLsbaldige en.deeiltige truttibringung ttat 
Eibehtlitage nicht meglieln So-  hat ihre vorigung4/ Un» 
terbringung  ih ge 'ragneten und. menncenwilrdigers 
Unterkiinflen zu erfeIgen. 

§ 5 
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der Regel der Staatsbeauftragte tier die Dienststellen 
der  allgemeinen Verwaltung, bei besonderer Eilbedürftig-
keit unmittelbar. 

Die Leiter der Dienststellen fin. das Flüchtlingswesen 
werden &irch den Staatsbeauftragten bestellt. 

§12 
(1) Zur Unterstützung und Beratung des Staatsbeauf-

tragten wird ein Beirat geschaffen. 
(2) Ihm gehören neben dem Staatsbeauftragten an; 

a) die Vertreter der Nlikisterien; 
jedes beteiligte Ministerium bestellt einen Vertreter 
als Mitglied des Beirats; 

b) die Presidenten der Landesarbeitsämter; 
c) die Leiter der anerkannten freien Wohlfahrtsorgae 

nisa tionen; 
d) Personen, die auf drund ihrer Tätigkeit, ihrer 

Kenntnisse und besonderen Eignung durch den  zu- 
.  ständigen  Minister In den  Beirat berufen werden. 

Mindestens die Halfie von ihnen müssen Flücht-
linge sein. Die Gesamtzahl der nach d),eti berufen-
den Personen hat der Personenzahl nach a-e) 
gleichzukommen. 

(3) Der Beirat tagt unter dem Voreitz des zuständigen 
Ministers oder eines von ihm bestellten Vertreters 
mindestens einmal im Monat. 

§ 13 
Bei den Regierungspräsidenten kannen gleichfalls Bei- 

räte  in entsprechender Zusammensetzung gebildet wer-
den. Die Mitglieder werden durch den Regierungspräsi-
denten berufen. 

§7 
Die Inanspruchnahme, Erstellung und Einrichtung der 
Unterkünfte ist eine vordringliche öffentliche Aufgabe. k 

(2) Die Behörden sind verpflichtet, für die Einrichtung 
solcher Unterkünfte zu sorgen. 

Die unteren Dienststellen des Flliehtlingswesens 
können die Beschlagnahme der für die Einrichtung.  
solcher Unterkünfte notwendigen Gegenstände, soweit 
sie für die Beeitzer entbehrlich sind, zum Zwecke der 
Gebrauchsüberlassung auf bestimmte Zeit und gegen ' 
angemessene Vergütung bei den ordentlichen  Ver-
waltungsbehörden (Landrat, Oberbürgermeister) be-
antragen. Bewegliche Sachen von künstlerischem 
Wert und Familienandenken sind von der Beschlag-
nahme ausgeschlossen. Gegen die Beschlagnahme ist 
Einspruch bet der beschlagnahmenden-  Behörde und 
die `Anrufung der Verivaltungsgerichte nach den all-
gemeinen Bestimmungen zulässig. 

(3) Die Flüchtlinge sind .hinsichtlich der Versorgung- mit 
den notwendigen Bekleidungs-, Gebrauchs- und  Ein-
richtungsgegenständen den bevorzugten Einheimischen 
gleichzustellen. Die VerOEsorgung wird durch Eintra-
gung in den Flüchtlingsausweis  überwacht. 

Unterkunft 

§ 
Für die Beschaffung der erforderlichen Wohnräume 

sind alle verfügbaren und geeigneten Räume nach den 
Vorschriften des Kentrollratsgesetzes Nr. 18 (Wohnungs-
gesetz) zu erfassen.  Vonder  Möglichkeit des Wohnungs-
ausbaues ist — gegebenenfalls unter Anwendung staat-
lichen Zwanges — weitgehend Gebrauch zu machen.  Hier-
für Bind Arbeitskräfte und Baumaterial vordringlich zur 
Verfügung zu stellen. 

- 	Arbeits- und Berufslenkung 

- 
(1) Für die Arbeits- und Berufslenkung der Flüchtlinge 

gelten die gleichen Grundsätze wie für die einhei-
mische Bevölkerung. 

(2) Bei der Arbeits- und Berufslenkung ist die- bisherige 
Tätigkeit und die Berufsausbildung nach Möglichkeit 
zu berücksichtigen. Die zuständigen Behörden sind 
verpflichtet;  die Eingliederung der Flüchtlinge mit 
allen Mitteln .zu fördern, insbesondere bei der Ein-
stellung von Beamten, Angestellten und Arbeitern, bei 
der Erteilung von Handels- und Gewerbegenehmi-
gungen, bei der Zuladsung zur Ausübung freiberuf-
licher Tätigkeit und bei der Errichtung selbständiger 
landwirtschaftlicher Betriebe sie Ws/  der einheimischen 
Bevölkerung unter den gleichen Voraussetzungen 
gleichberechtigt zu behandeln. 

Organe • 
§10 

Die Staatsregierttrig ernennt einen Staatsbeauftragten 
für das Flüchtlingswesen. 

Der Staatsbeauftragte hat im Rahmen der Gesetze die 
zur Lösung seiner Aufgäben notwendigen Maßnahmen zu 
treffen. Er hat insbesondere Notstände in der Unterbrin-
gung, Ernährung, Bekleidung, Arbeitslenkung, Ansiedlung 
und• Seßhaftmachung der Flüchtlinge im Einvernehmen 
mit den zuständigen Ministerien zu beheben. 

§11 
In den .Regierungsbezirken, in den Stadt- und Land-

kreisen werden Dienststellen für das  Flüchtlingswesen 
errichtet. Weisungen in sachlicher Beziehung erteilt in  

§14 	 . 
(1) Zur Unterstützung der Tätigkeit der unteren Dienst-

stellen für das Flüchtlingswesen der Stadt- und Land-
kreiee sowie rur Beratung der Flüchtlinge wird in 
jedem Stadt- und Landkreis ein Ausschuß gebildet. 

. 	Er besteht aus mindestens sechs Mitgliedern. 
(2) Die Mitglieder des Ausschusses werden auf Vorschlag 

der im Kreise bestehenden Parteien aus den Flticht-
lingen und der einheimischen Bevölkerung zu gleichen 
Teilen vom Oberbürgermeister oder Landrat berufen. 

°Kosten 
§15 

Die Kósten der DarchRihrung dieses  Gesetzes  tragi vor-
behaltlich einer späteren Regelung 'das Land. Im Staats-
hauptplan sind die Kosten für das Flechtlingswesen ge-
sondert auszuweisen. 

Rehördenhilfe 
§16 

Alle  öffentlichen Stellen und Behörden sowie die Ver-
bände und Einrichtungen  •der freien Wohlfahrtspflege 
haben bel der Duróliftibrung dieses Gesetzes jede Hilfe 
und Unterstützung zu gewähren. 

SehluBbestimmungen 
§'17 

(1) Die Ausfehruxigsbestimmungen zu diesem Gesetz er-
UM der Minister für Arbeit und Wohlfahrt 

(2) Das Gesetz tritt 14 Tage nach der Verkündung in Kraft. 
(3) Die Verordnung zur Regelung des Flüchtlingsdienstes 

vom 23. März 1946 (GVB1. S. 111) wird aufgehoben. 
Wiesbaden , OE  den. 19. Februar 1947. 

Per Ministerpräsident: 	Der Minister für  Arbeit  
Stock 	 und Wohlfahrt: 

Jos. Arndgen. 
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